
VON KARL GROBE

Die Europäer wollten in Lahti dem russi-
schen Präsidenten Wladimir Putin einig
und mit offenen Worten gegenübertre-
ten. Offenheit, Transparenz und Gleichbe-
handlung hat EU-Kommissionspräsi-
dent Manuel Barroso eingefordert. Um ei-
ne „neue Energiepartnerschaft“ sollte es
gehen. Die EU-Volkswirtschaften brau-
chen Gas und Öl; Russland hat Gas und Öl
zu bieten.

Die Zusammenarbeit bietet sich an,
die geografische Nachbarschaft erleich-
tert den direktenVerkehr zwischen Anbie-
tern und Nachfragern. Die
Volkswirtschaften Westeuro-
pas sind kräftig genug, für die
Energierohstoffe einen Preis zu
zahlen, der vor einigen Tagen
acht Mal höher lag als vor ei-
nem Jahrzehnt.

Kein Problem? Schön wär’s.
Da gibt es eine europäische
Energiecharta, rechtskräftig
seit fast zehn Jahren und von
Russland unterschrieben, aber nicht rati-
fiziert. Das kommt auch nicht in Frage,
lässt Russland erkennen: Wettbewerb in
Russland wird es nicht geben, der Roh-
stoff ist ein strategisches Gut. West-Kon-
zerne dürfen sich an Investitionen beteili-
gen, die Kontrolle bleibt russisch. Das be-
deutet: Die Kosten werden geteilt, die Ver-
fügungsgewalt nicht. Da kann Angela
Merkel beredt für die Unterschrift wer-
ben – Putin denkt nicht daran, den Füll-
halter zu zücken.

Russlands Präsident wirftvielmehr Kö-
der aus. Einer heißt Stockman, befindet
sich in der Barentssee und besteht aus
den wahrscheinlich reichhaltigsten Gas-
vorkommen, die noch erschlossen wer-
den können. Das macht Gasprom allein,
und Gasprom, der Staats-Monopolist,
pumpt das dann in die Ostsee-Pipeline;
nicht die Amerikaner, sondern die Euro-
päer sollen es bekommen. Sie können –
und sollen – sich an der Erschließung be-
teiligen, also in die technischen Arbeiten
investieren, und zwar auf eigenes Risiko;
dafür verkauft ihnen der Staatskonzern
dann in den nächsten rund fünfzig Jahren
das Produkt exklusiv. Wenn bei Gasprom

Englisch gesprochen wird, dann nennt
man das dort eine Win-Win-Situation.

Die Europäer glauben gern, dass dieses
Wort auch für sie zuträfe; sie übersetzen
es mit „Energiesicherheit“. Mag ja sein;
die Ostsee-Röhre reicht von Petersburg
nach Greifswald, sobald sie fertig ist. wer
sitzt am Absperrventil? Gasprom. Und
wer dreht Ventile zu, wenn es am anderen
Ende politisch unbotmäßig zugeht? Darü-
ber kann man sich in Kiew informieren.

Freundlichkeit ist also geboten. Wenn
Europäer auf Putin und seine Leute „mit
einer Stimme“ einreden, bricht bei ihnen
gelegentlich eine sonderbare Halskrank-

heit aus. Sie werden heiser beim
Wort Tschetschenien-Krieg. In
lauterer Gesetzestreue bringen
sie kaum mehr ein Wort heraus,
wenn Organisationen der Zivil-
gesellschaft wie Amnesty Inter-
national, Human Rights Watch
oder Ärzte ohne Grenzen nicht
weiter tätig sein können, weil
sie dem im Detail sehr schikanö-
sen Gesetz über die Registrie-

rung von Nicht-Regierungs-Organisatio-
nen (NGOs) nicht in allen bürokratischen
Details sofort nachkommen. Sie können
kaum flüstern, wenn die Informations-
freiheit Stück für Stück beseitigt wird, sei
es durch Angliederung der Medien an
Gasprom – den strategischen Energie-
partner –, sei es durch kriminelle Akte.

Ja, es ist ein Skandal, dass Morde an un-
abhängigen Journalisten („unwichtige
Leute“, lässt Putin befinden) nur als Kri-
minaltaten und nicht als Verbrechen mit
politischem Hintergrund und gesell-
schaftlichen Auswirkungen gesehen wer-
den. Es ist ein Skandal, dass der russische
Präsident, den der Pipeline-Direktor und
frühere Bundeskanzler Gerhard Schrö-
der einen lupenreinen Demokraten ge-
nannt hat, Georgien wegen seiner West-
Wendung mit Sanktionen belegt, wie er
sie im Fall Nordkorea gar nicht mag. Und
nicht nur den Staat Georgien – die
Georgier in Russland. Sie werden depor-
tiert, Universitäten selbst im eher libera-
len Tomsk lassen georgischeStudentense-
lektiv registrieren; aber das sind innere
Angelegenheiten. Mit Gas und Öl haben
sie natürlich gar nichts zu tun.

VON STEPHAN BÖRNECKE

Mais, Raps, Soja, Baumwolle: Die Agromul-
tis Bayer, Monsanto, Syngenta oder Pioneer
haben diese Pflanzen gentechnisch verän-
dert und ihnen neue Eigenschaften einge-
impft. Jetzt ist die Kartoffel dran, und mit
ihr schließt ein weiterer Titan der Branche
auf: Denn wenn der Chemiegigant BASF im
Frühjahr 2007 mit „Amflora“ die Gen-Knol-
le erstmals kommerziell von Vertragsbau-
ern anpflanzen lässt, dann ist das für den
Ludwigshafener Konzern eine Premiere im
Reich der Gen-Manipulierer. Die
Zulassung aus Brüssel für das ers-
te europäische Gen-Produkt wird
in diesen Wochen erwartet.

Gebraten, gekocht, frittiert, in
Folie gebacken oder als Chips: Die
Kartoffel ist das Gemüse Num-
mer eins, aber nicht nur: Ein Drit-
tel der Ernte geht in die Industrie
als Stärke- rohstoff, wird dort in
Puddings und Papier gemischt
oder zu Klebstoff verarbeitet. Am-
flora wurde für diesen Markt entworfen: In
ihrem Stärkegehalt aufgepeppt, soll sie ganz
nach dem Geschmack der Industrie sein.
Amflora, behauptet BASF, „bringt Druckpa-
pier zum Glänzen“, „macht Verpackungspa-
pier luftdurchlässiger“ und „hält Klebstoff
länger flüssig“. Eine Kartoffel nach Maß, die
aber nur Vorreiter einer ganzen Palette neu
konstruierter Gen-Knollen ist, zu denen ei-
nes Tages auch die gentechnisch veränderte
Speisekartoffel gehören soll.

BASF wirbt mit einem englischen Wort-
spiel für die Gen-Kartoffel: „A Starch is
born“ (Starch: Stärke). Doch der Star auf
dem Acker könnte sich als trojanisches
Pferd entpuppen, befürchten die Kritiker
der Gentechnik. Geht die Rechnung des Kon-
zerns auf, spielt die Gen-Kartoffel Türöffner
für die bislang in der Bevölkerung kaum ak-
zeptierte Gentechnik vom Acker und könn-
te „transgenen Lebensmitteln“ zum Durch-
bruch verhelfen. Das positive Image nach-
wachsender Rohstoffe könnte „womöglich
abfärben“auf Gen-Mais und Co.,ahnt Anne-
marie Volling von der Arbeitsgemeinschaft
Bäuerliche Landwirtschaft.

Einiges spricht für diese These. Und bleibt
der Anbau von Amflora ohne Nebenwirkun-

gen für die Umwelt, könnte die Gen-Kartof-
fel die Einstiegsdroge für den ganzen Kata-
log gentechnisch veränderter Lebensmittel
werden. Eine Idee, die BASF-Plant-Science-
Sprecherin Susanne Benner teilt: Zwar werde
Amflora nicht „direkt beim Verbraucher prä-
sent sein“. Doch das Unternehmen erwarte
von der Gen–Kartoffel „mehr Vertrauen in
die Sicherheit der Pflanzenbiotechnologie“
– und zwar beim Normalverbraucher.

Für den (Um-)Weg vom gentechnisch ver-
änderten Ackerrohstoff zum akzeptierten
Gen-Lebensmittel sprechen auch die Eigen-

schaften der hauptsächlich in
Schweden erprobten Knolle: Am-
flora wurde – anders als bei Mais,
Reis, Raps oder Soja – kein der Art
vollkommen fremdes Gen einge-
baut, um eine gewünschte Wir-
kung wie Herbizidresistenz oder
Bildung eines Insektizids zu erzeu-
gen. Die Biotechniker schalteten
mit Hilfe der Gentechnik eine
Funktion der Kartoffel ab, damit
die nun allein die Stärkekompo-

nente Amylopektin produziert und nicht zu-
sätzlich auch noch die in technischen Stoffen
weniger erwünschte Amylose. Der sonst fälli-
ge Trennungsschritt der beiden Inhaltsstof-
fe, preist BASF die Erfindung an, entfalle.

Selbst das Amflora folgende, noch in Frei-
setzungsversuchen steckende BASF-Projekt
einer speisefähigen, gegen die gefürchtete
Kraut- und Knollenfäule widerstandsfähi-
gen Gen-Kartoffel folgt einem arteigenen
Weg: Ihr wurde das Gen einer mexikani-
schenWildkartoffel implantiert. Mit norma-
ler Züchtung, argumentiert wenigstens
BASF, sei das nicht möglich, Genkritiker ha-
ben da ihre Zweifel. Für die Etablierung der
Gen-Kartoffel spricht zudem, dass Gen-Kar-
toffeln, anders als transgener Mais oder
Raps, als durchaus koexistenzfähig gelten:
Ihr Einfluss auf Nachbarfelder ist gering. Da
kommen eingefleischte Gegner der Gentech-
nik in Argumentationsnöte: „Aus Gründen
der Biodiversität“, räumt Gentechnikexper-
tin Steffie Ober vom Naturschutzbund Nabu
ein, sei Amflora „relativ unproblematisch“.

Tatsächlich haben Kartoffeln keine wil-
den Verwandten in Europa und bilden nur
bedingt überlebensfähige Samen. anders als
testweise angebaute Pharma-Kartoffeln ver-

fügt Amflora weder über ein zusätzliches To-
xin, noch sonst über grundsätzlich neue Ei-
genschaften. Selbst der Pollen fliegt nicht
weit. 20 Meter, sagt die Gentechnik-Exper-
tin des Bundesamtes für Naturschutz, Bea-
trix Tappeser, reichten als Puffer zum Nach-
baracker aus. Gelangt Pollen doch auf ein
Anrainerfeld, mögen zwar die Samen gen-
technisch veränderte Eigenschaften besit-
zen – doch nicht den Samen isst der Mensch,
sondern die unterirdische Knolle, und die,
zumindest jene auf dem Nachbarfeld, bleibt
unverändert. Tappeser: „Die ungewollte
Ausbreitung ist sehr unwahrscheinlich.“

Aber nicht unmöglich: Im Extremfall bis
zu 370000, im Normalfall noch 10000 Knol-
len bleiben nach der Ernte je Hektar auf dem
Gen-Acker, werden nicht vom Vollernter er-
fasst. Sie müssen abgesammelt werden.
Kaum denkbar, sagt BUND-Gentechnikex-
pertinHeike Moldenhauer, dass „die alle auf-
gelesen werden“. Die eine oder andere werde
übrig bleiben und trotz aller Frostempfind-
lichkeit im nächsten Jahr wieder keimen.

So vergleichsweise harmlos das Projekt
Amflora sich anlässt: Gentechnik bleibt Gen-
technik. Etwaige noch unbekannte „Neben-
wirkungen im Stoffwechsel“ der Gen-Kartof-
fel und ihr möglicher Einfluss auf die Ge-
sundheit von Mensch und Tier, der einge-
baute Antibiotika-Resistenz-Marker sowie
nicht bekannte Auswirkungen auf das Bo-
denleben ließen die Gen-Knolle dennoch
nicht unproblematisch erscheinen, sagt Mol-
denhauer. Zumal Amflora, anders als von

BASF gern dargestellt, keineswegs aus-
schließlich für die Industrie gedacht ist: Die
Faserreste, die so genannte Pülpe, wandern
in die Bullenmast und damit in den Nah-
rungskreislauf, ohne dass die gentechnische
Herkunft deklariert werden müsste.

Auf wie viel Hektar Amflora im nächsten
Frühjahr gedeihen soll, ist offen. BASF ver-
weigert Angaben. Sprecherin Benner ver-
weist auf die Anbauflächen für Stärkekartof-
feln: Das sind knapp 100000 Hektar. Wie
viel davon 2007 mit Gen-Knollen bepflanzt
werden, müssten die Kunden aus der Indus-
trie entscheiden. Klar ist hingegen, dass et-
wa die Südstärke GmbH im bayerischen
Schrobenhausen, die zehn Prozent des euro-
päischen Stärkebedarfs abdeckt, Amflora
ignorieren wird. „Wir arbeiten nah an den
maßgeblichen Nahrungsmittelunterneh-
men, und die verlangen Gentechnik-freie
Ware.“, sagt Geschäftsführer Richard Lenk.
Unilever oder Nestle forderten, dass die Stär-
ke mit der Gentechnik nicht in Berührung
gekommen sein darf. Getrennte Stoffströme
im Werk nach dem Motto, einen Tag Gen-
Knollen, einen Tag konventionelle Ware, kä-
men wegen der teuren Reinigung der Anla-
gen nicht in Frage. Überdies „brauchen wir
diese Kartoffel nicht“, sagt Manager Lenk,
und spricht Amflora allenfalls eine Bedeu-
tung bei Spezialanwendungen zu.

Derweil haben in Tschechien und
Deutschland Bauern einen Probelauf absol-
viert: Mit einer rotschaligen, aber konventio-
nellen Kartoffel testeten sie den geschlosse-
nen Kreislauf von der Saatkartoffel über den
Anbau bis zur Stärkefabrik. Vermischungen
gelte es zu verhindern, sagt Benner, sonst
ginge der „besondere Wert verloren“, den
Amflora darstelle. Deshalb wird sie aus-
schließlich im Vertragsanbau kultiviert.

Rainer Huber, einer von 2300 bayeri-
schen Bauern, die Kartoffeln an Südstärke
liefern, sieht genau darin ein Problem. Je en-
ger die Bindung an einen Saatgutlieferan-
ten, umso stärker die Abhängigkeit der Bau-
ern vom Konzern. Solche Abhängigkeiten
dürften noch wachsen, wenn etwa die gen-
technische Übertragung der Pilzresistenz
patentiert wird, ahnt Nabu-Expertin Ober.
Huber erteilt der Gen-Kartoffel eine Absage:
Durch solche Produkte „werden wir Bauern
erpressbar“.

KOMMENTARE

Die Energie-

Partnerschaft

mit Russland

wird mit

Schweigen

bezahlt.

DEUTSCHE KARTOFFELN

DIE REGIERUNGSBERATER

Politiker handeln rasch. Zumindest beim
Ozonloch haben sie es einmal getan, das
dürfen sie sich positiv anrechnen. Denn
schon kurz nach Entdeckung und Ent-
schlüsselung der komplizierten chemi-
schen Vorgänge Mitte der 80er Jahre be-
schloss die Staatengemeinschaft einen
Ausstieg aus den Fluorchlor-Kohlenwas-
serstoffen (FCKW). Bravo.

Selbst die Chemieindustrie leistete kei-
nen Widerstand gegen den Ausstieg. Da-
bei waren die FCKW wahre Wunderkin-
der. Ungiftig und chemisch nicht reaktiv
füllten sie als Treibgas Spraydosen,
dampften in Kühlschränken und Klima-
anlagen, löschten Feuer und lösten
schwierige Chemikalien auf. Ihre unge-
wöhnliche Stabilität aber führte dazu,
dass sie über Jahrzehnte langsam in im-
mer höhere Schichten der Atmosphäre
wanderten, wo sie ihr aggressivesVernich-
tungswerk starteten.

So wurden FCKW zum Menetekel der
Eingriffe des Menschen in das komplexe
Biosystem Erde. In den 60er Jahren hatte

noch jeder Ingenieur die Umgebung um
die von ihm errichtete Industrieanlage
mit „Unendlich“ angesetzt. Welch folgen-
schwerer Irrtum. Astronauten schildern
immer wieder ihr Erstaunen, wenn sie
auf diese hauchdünne Hülle aus lebens-
spendender Luft blicken, die unseren Pla-
neten umgibt.

Das jetzt alle Negativrekorde sprengen-
de Ozonloch über der Antarktis zeigt,
dass selbst nach dem Ziehen der Not-
bremse der verheerende Zug noch eine
ganze Weile beschleunigen kann. Wissen-
schaftler hoffen, dass er in 50 Jahren zum
Stehen kommt. Vielleicht.

Politiker handeln zu spät. Beim Treib-
hauseffekt rast die Erde auf eine giganti-
sche Katastrophe zu. Klimaforscher ha-
ben schon Fussel am Mund vom vielen
Warnen. Da hilft auch ein Brandbrief an
den EU-Gipfel wenig. Es folgt Konferenz
auf Konferenz – mit halbherzigen Be-
schlüssen. Vor allem US-Politikern feh-
len Einsicht und Mut. Die Wahrheit ist zu
unbequem.  Karl-Heinz Karisch

Heute ist Kick-Gipfel in der Bundesli-
ga: Werder gegen Bayern, Erster gegen
Zweiter. Wer überzeugt ist, dass die Bre-
mer die Münchner schlagen, kann da-
rauf wetten. In jeder Lotto-Annahme-
stelle beim staatlichen Wettanbieter
Oddset. Wer zehn Euro auf Werder
setzt, kassiert bei Sieg 22. Dieselbe Wet-
te bietet via Internet auch bwin an. Nur
dort winken 24 Euro, wenn den Münch-
nern die Lederhosen ausgezogen wer-
den. Wegen der schlechteren Quoten
kehren die Kunden in Scharen Oddset
den Rücken. Damit soll endgültig
Schluss sein haben die Ministerpräsi-
denten jetzt entschieden und wollen
für vier Jahre das Staatsmonopol fest-
schreiben. Ein Anbieter wie bwin, ku-
rioserweise Hauptsponsor bei Werder
Bremen, wäre vom Markt verbannt.

Ob das Rechtens ist, schert die Län-
derchefs wenig. Sie wollen Pfründe si-
chern. Da ist auch eine Doppelmoral
recht. Wer einerseits von Spielsucht-
prävention redet, andererseits Spielca-
sinos betreibt, dazu Privatwetten alsei-
ne Art Krebsgeschwür des Sports
brandmarkt, handelt unglaubwürdig.
Doch Deutscher Olympischer Sport-
bund und Politik bilden eine Allianz,
die den Vereinen 500 Millionen Euro
und dem Staat ein Vielfaches sichern
soll. Nur: Endgültig ist noch nichts.
Spätestens wenn der Fall im Dezember
beim Europäischen Gerichtshof lan-
det, stehen Korrekturen bevor. Darauf
zu wetten, scheint gewinnträchtiger
als heute eine Wette auf Werders Sieg
gegen die Bayern.  Frank Hellmann

VON HANS-HELMUT KOHL (PARIS)

Frankreich im Herbst 2005: Vorstädte bren-
nen. Nacht für Nacht gehen Hunderte Autos
in Flammen auf. Polizei und Unruhestifter
liefern sich über Wochen hinweg Straßen-
schlachten. Mehr als 1800 Jugendliche wer-
den festgenommen. Die Regierung ruft den
Ausnahmezustand aus, der vorsichtshalber
über Silvester ausgedehnt wird.

Frankreich im Herbst 2006: Kurz hinterei-
nandergeraten in vierPariser Vorstädten Po-
lizeibeamte in Hinterhalte. Sie werden von
Maskierten attackiert, die sie mit Eisenstan-
gen und Baseballschlägern angreifen und
zum Teil schwerverletzen. Innenminister Ni-
colas Sarkozy, der für das bürgerliche Lager
im Frühjahr 2007 inden Élysée-Palast einzie-
hen will, kündigt drakonische Strafen für
die Täter an.

Justizminister Pascal Clément legt bin-
nen weniger Tage im Parlament eine Geset-
zesinitiative der Regierung vor. Künftig wer-
den „bewaffnete gemeinschaftlich begange-
ne Überfälle auf Sicherheitskräfte“ mit bis
zu 15 Jahren Haft bestraft und vor Gerichten
verhandelt, in denen Geschworene und
nicht nur Juristen über das Strafmaß ent-
scheiden. Sarkozy äußert sich befriedigt
über den Vorstoß des Kollegen.

Die Fieberkurve steigt; wie vor fünf Jah-
ren, als Jacques Chirac wieder gewählt wer-
den wollte und das Thema „Innere Sicher-

heit“ ins Zentrum seiner Wahlkampagne
stellte. Jetzt ist es „Sarko“, der sich als Law-
and-Order-Mann profilieren und mit den
Ängsten seiner Landsleute im rechten Lager
auf Stimmenfang gehen will. Dass er dabei
seine trübe Bilanz als „erster Flic Frank-
reichs“ vergessen lassen muss, der mehr Si-
cherheit versprochen, aber mehr Unsicher-
heit produziert hat, gehört zu den Merkwür-
digkeiten des beginnenden Wahlkampfs.

Denn nicht eine der Ursachen, die vor Jah-
resfrist die „Banlieues“ in Brand setzten, ist
beseitigt. Nach wie vor haben die Jugendli-
chen, die in den tristen Vorstädten aufwach-
sen, kaum Chancen auf dem Ausbildungs-
und Arbeitsmarkt. Schon ihr Vorname iden-
tifiziert sie als Sohn oder Tochter von Ein-
wanderern aus dem Maghreb oder den ehe-
maligen Kolonien in Afrika.

Und wenn sie dann tatsächlich einmal
zum Vorstellungsgespräch eingeladen wer-
den, sind es die schwarze Haut, die braunen
Augen, die üppigen Kraushaare oder der
dunkle Teint, die sie aus dem Rennen um
den Job werfen. Ihren Eltern, Brüdern und
Schwestern geht es nicht besser, wenn sie ei-
ne Sozialwohnung suchen und die Woh-
nungsgesellschaft meint, dass in diesem
oder jenem Quartier jetzt die „Ausländer-
quote“ hoch genug ist. Weshalb ihr Antrag
abgelehnt wird.

Der Alltag in Frankreich ist für die Kin-
der und Enkel der Einwanderer noch immer
eine Aneinanderreihung von Diskriminie-
rungen und erlebter „Ungleichheit“ – in der
Diskothek, auf der Amtsstube, im Kranken-
haus oder beim Militär. Warum schafft es
die Republik nicht, das großartige Verspre-
chen von „Freiheit, Gleichheit und Brüder-
lichkeit“, das ihr die Revolution vor mehr
als 200 Jahren in die Wiege legte, im 21. Jahr-
hundert Wirklichkeit werden zu lassen?
Und was haben all die Programme, Regie-
rungsentwürfe und Zusagen gebracht, mit
denen die unmenschlichen Lebensbedin-
gungen in den Banlieues verbessert, die Aus-
bildungs- und Arbeitsplatzchancen gestei-
gert und die Diskriminierungen abgebaut
werden sollten?

Im ehrwürdigen Institut für Chemie der
Pariser Sorbonne beugte sich die Crème der
französischen Wissenschaft in dieser Wo-

che über das Problem. Auf Einladung des
„Strategischen Zentrums“, der „Denkfa-
brik“ des Premierministers,grübeltenSozio-
logen, Demographen, Juristen und Interes-
senvertreter etlicher Vereinigungen gegen
Rassismus, Diskriminierung und Ungleich-
heit. Sie diskutierten darüber, ob in Frank-
reich künftig „ethnische Statistiken“ er-
laubt sein sollen, die Auskunft über die Her-
kunft und womöglich Religionszugehörig-
keit jedes Individuums geben könnten.

Alle Fragen dazu sind derzeit verboten.
Die Lebenslüge der laizistischen Republik,
nach der jeder vor dem Gesetz gleich und
deshalb die Frage nach seiner Herkunft und
seiner Religion bereits die erste Diskriminie-
rung darstellt, treibt seit geraumer Zeit
nicht nur die Forscher um. Auch die politi-
sche Elite will – allen Sonntagsreden zum
Trotz – wissen, wie sich die Bevölkerung zu-
sammensetzt, die sie zu verwalten und be-
steuern, auszubilden und zu unterstützen
hat.

Die Debatte, die schon vor den Unruhen
in der Wissenschaft geführt wurde, ist nun-
mehr öffentlich. Die dabei zu Tage treten-
den Fronten erinnern an die Volkszählungs-
bewegung in Deutschland vor zwanzig Jah-
ren,die erst durch die Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts zur „informationel-
len Selbstbestimmung“ jedes Bürgers ihre
Brisanz verlor. Frankreich stehen turbulen-
te Zeiten bevor.

� Kartoffelernte: Jährlich werden in
Deutschland10 bis 12 Millionen Tonnen
Kartoffeln geerntet. Nur die Hälfte
davon sind echte Speisekartoffeln.
� Als Industriekartoffel wird ein Drittel
in Kartoffelmehl, Stärkezucker,
Puddingmehl, Papier, Pappe oder
Kleber verarbeitet. Der Rest wandert in
den Futtertrog, die Schnapsherstellung
oder wird als Saatkartoffel geerntet.
� Jeder Deutsche isst durchschnittlich
70 Kilo Kartoffeln im Jahr – die Hälfte
davon verarbeitet zu Chips, Fritten,
Pürreepulver oder Tiefkühlgratin.  -ke

Gentechnisch veränderte Kartoffeln aus dem Versuchsanbau einer BASF-Tochter bei Rostock in Mecklenburg-Vorpommern.

So klar und hart das Urteil des Bundes-
verfassungsgericht über die Haushalts-
notlage Berlins ausgefallen ist, so un-
übersichtlich ist die politische Lage da-
nach. Erst langsam dämmert den Ver-
antwortlichen in Bund und Ländern,
welch gewaltiger Brocken vor ihren Fü-
ßen liegt. Wieder haben die Verfas-
sungsrichter deutlich gemacht, dass
sieeinengrundlegenden Umbau derFi-
nanzarchitektur erwarten. Dies hatten
sie schon 1992 verlangt, allerdings oh-
ne den erwünschten Erfolg.

Auch die ersten Reaktionen auf den
neuenRichterspruch lassenwenig Kon-
struktives erwarten. Die Debatte kreist
darum, wie per Gesetz Wege in die Ver-
schuldung schon früher zu stoppen
sind als im Fall der Hauptstadt. Doch
schon wer die Stoppschilder aufstellen
darf, ist zwischen Bund und Ländern
umstritten.

All dies geht leider am Kern vorbei.
Nach den ernüchternden Erfahrungen
mit dem europäischen Stabilitätspakt
sollte gerade in Deutschland allen klar
sein, dass sich Haushaltskrisen nicht
juristisch bewältigen lassen. Wenn das
Thema bei den Verhandlungen über
die Föderalismusreform Teil zwei auf-
kommt, müssen sich Bund und Länder
mehr einfallen lassen als schlichte Defi-
zitgrenzen oder Kreditverbote. Die ar-
men Länder müssen dann auch in die
Lage versetzt werden, aus eigener
Kraft aus dem Schuldenloch herauszu-
kommen. Berlin soll sich selbst helfen
– nur wie, das bleibt vorerst das große
Geheimnis.  Markus Sievers

Energisches Schweigen

Die gestärkte Knolle
Eine Industrie-Kartoffel von BASF könnte zum Türöffner für die Gentechnik in der Landwirtschaft werden

� Das „Zentrum für strategische Analy-
sen“ (Centre d’analyses stratégiques)
soll die Regierung auf den Feldern der
Ökonomie, der Sozial- und Umwelt- so-
wie der Kulturpolitik beraten. Es hat sei-
nen Sitz im Pariser Regierungsviertel.
Seine Arbeiten werden veröffentlicht
(www.strategie.gouv.fr ). Ihm gehören
hoch qualifizierte Wissenschaftler und
Forscher an.  hhk

Ozonloch

Eine unbequeme Wahrheit

Sportwetten

Wer gewinnt?

Bauer Huber
erteilt der Gen-
Kartoffel eine
Absage: durch
solche Produk-
te werden „wir
erpressbar“.

In Frankreich steigt die Fieberkurve
Im Wahlkampf um die Präsidentschaft spielen Politiker mit dem Gedanken, die Bevölkerung nach Herkunft und Religion zu erfassen
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Länderschulden

Großer Brocken
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